e 


Geſetz— Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


5 Ny. 17. „„ 


(Nr. 7331.) Geſetz wegen Einführung kuͤrzerer Verjährungsfriſten für die Provinz Schleswig. 
Holſtein. Vom 9. Februar 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 8. 4 


Die Verordnung vom 6. Juli 1845. wegen Einführung kürzerer Ver⸗ 
fährungsfriſten für die Landestheile, in welchen noch gemeines Recht gilt, tritt 
auch für die Provinz Schleswig⸗ĩHolſtein in Kraft. 


§. 2. 

8 Der $. 2. Nr. 6. der Verordnung vom 6. Juli 1845. erhält für Schleswig⸗ 
Holſtein folgende Faſſung: 
„wegen Rückſtände von Abgaben, die in Folge einer beſonderen Be⸗ 
rechtigung an Privatperſonen zu entrichten find, als Wege⸗ und Brücken⸗ 
gelder u. ſ. w.“ 8 8 


An die Stelle des im §. 7. Abſatz 1. der gedachten Verordnung beſtimmten 
Zeitpunkts tritt der 31. Dezember 1869. 


„ Akkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. | 
Gegeben Berlin, den 9. Februar 1869, 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bis marck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Leonhardt. 


2 Jahrgang 1869. (Nr. 7331-7332.) 45 (Nr, 7332,) 
Ausgegeben zu Berlin den 25. Februar 1869, 5 


2 Mitgliedern der Schuldentilgungs⸗Kommiſſion unterzeichnet und von dem 
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(Nr, 7332.) Privilegium wegen Emiſſion auf den Inhaber lautender Obligationen ſechster 
Serie über eine Anleihe der Stadt Elberfeld von Einhundertfunfzig 
Tauſend Thalern. Vom 11. Januar 1869. 


Wir Wilhelm; von Golts Gnaden König von Preufen x 


Nachdem der Oberbürgermeiſter und die Stadtverordneten⸗Verſammlung 
von Elberfeld darauf angetragen haben, der Stadt Elberfeld zur Beſtreitung 
der Koſten gemeinnütziger Bauten die Aufnahme eines Darlehns von 150 ‚000 Tha⸗ 
lern, geſchrieben Einhundertfunfzig Tauſend Thalern, gegen Ausſtellung auf den 
Inhaber lautender und mit Zinskupons verſehener Obligationen ſechster Emiſſion 
zu geſtatten, und bei dieſem Antrage, im Intereſſe der Stadtgemeinde ſowohl 
als der Gläubiger, ſich nichts zu erinnern gefunden hat, ſo ertheilen Wir in 
Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. durch gegenwärtiges 
Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Emiſſion der gedachten 
Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen: 


1) 105 werden 750 Stück Obligationen, zu 200 Thalern eine jede, ausge⸗ 
geben. 


2) Die Obligationen werden mit fünf Prozent jährlich, verzinſet und die 
Zinſen in halbjährlichen Terminen gezahlt. Zur Tilgung der Schuld 
wird jährlich Ein Prozent von dem Kapitalbetrage der emittirten Obli⸗ 
gationen nebſt den Zinſen der eingelöſten Obligationen verwendet. Der 
Stadt bleibt jedoch vorbehalten, den Tilgungsfonds mit Genehmigung 
Unferer Regierung zu Düſſeldorf zu verſtärken und dadurch die Ab: 
tragung der Schuld zu beſchleunigen. 

Den Inhabern der Obligationen ſteht kein Kündigungsrecht gegen 
die Stadt zu. 


3) Zur Leitung der Geſchäfte, welche die Ausſtellung, Verzinſung und Til 
gung der zu emittirenden Obligationen betreffen, wird von der Stadt⸗ 
verordneten⸗Verſammlung eine Schuldentilgungs-Kommiſſion gewählt, 
welche für die Befolgung der Beſtimmungen des gegenwärtigen Privi⸗ 
legiums verantwortlich und für die treue Befolgung der Vorſchriſten 
von Unſerer 1 in Düſſeldorf in Eid und Pflicht zu nehmen 
iſt. Dieſelbe ſoll aus drei Mitgliedern beſtehen, von denen eins aus der 
Stadtverordneten⸗Verſammlung und die beiden anderen aus der Bürger⸗ 
ſchaft zu erwählen ſind. i 5 

4) Die Obligationen werden unter fortlaufenden Nummern von 1. bis 750. 
und mit ausdrücklicher Bezeichnung als „ſechste Emiſſion !“ nach dem 
beiliegenden Schema ausgefertigt, von dem Oberbürgermeiſter und den 9 


Rendanten der Gemeindekaſſe und dem mit der Kontrole beauftragten | 
Stadtſekretair kontraſignirt. | 
Denſelben ift ein Abdruck dieſes Privilegiums beizufügen. 


5) Den 
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5) Den Obligationen werden für die nächſten fünf Jahre zehn Zinskupons, 
jeder zu fünf Thaler, in den darin beſtimmten halbjährigen Terminen 
zahlbar, nach dem anliegenden Schema beigegeben. Mit dem Ablauf 
dieſer und jeder folgenden fünfjährigen Periode werden, nach vorheriger 
öffentlicher Bekanntmachung, neue Zinskupons durch die Gemeindekaſſe 
an die Vorzeiger der Obligationen ausgereicht und, daß dies geſchehen, 
wird auf den Obligationen vermerkt. Die Kupons werden von dem 
Rendanten der Gemeindekaſſe und dem mit der Kontrole beauftragten 
Stadtſekretair unterſchrieben. 


6) Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung des Zinskupons der Be⸗ 
trag deſſelben an den Vorzeiger durch die Gemeindekaſſe bezahlt. Auch 
werden die fälligen Zinskupons bei allen Zahlungen an die Gemeinde⸗ 
kaſſe, namentlich bei Entrichtung der Kommunalſteuern, in Zahlung an⸗ 
genommen. 


7) Die Zinskupons werden ungültig und werthlos, wenn ſie nicht binnen 
fünf Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung präſentirt werden; die 
dafür ausgeſetzten Fonds ſollen nach Beſtimmung der ſtädtiſchen Be⸗ 
hörden zu milden Stiftungen verwendet werden. 


8) Die Nummern der nach der Beſtimmung unter 2. zu tilgenden Obli⸗ 
gationen werden jährlich durch das Loos beſtimmt und wenigſtens drei 
Monate vor dem Zahlungstage öffentlich bekannt gemacht. 


9) Die Verlooſung geſchieht unter dem Vorſitze des Oberbürgermeiſters 

durch die Schuldentilgungs⸗Kommiſſion in einem vierzehn Tage vorher 
zur öffentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem dem Pu⸗ 
blikum der Zutritt geſtattet iſt. Ueber die Verlooſung wird ein von 
dem Oberbürgermeiſter und den Mitgliedern der Kommiſſion zu unter⸗ 
zeichnendes Protokoll aufgenommen. 


10) Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an dem dazu 
beſtimmten Tage nach dem Nominalwerthe durch die Gemeindekaſſe an 
den Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. Mit 
dieſem Tage hört die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. 
Mit letzteren ſind zugleich die ausgereichten, nach deren Zahlungstermine 
fälligen Zinskupons einzuliefern; geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag 
der fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekürzt und zur Einlöſung 
dieſer Kupons verwendet. i 


Die Kapitalbeträge derjenigen ausgelooſten Obligationen, die nicht binnen 
drei Monaten nach dem Zahlungstermine zur Einlöſung vorgezeigt 
werden, ſollen der Verwaltung der ſtädtiſchen Sparkaſſe als zinsfreies 
Depoſitum überwieſen werden. Die ſolchergeſtalt deponirten Kapital⸗ 
beträge dürfen nur auf eine von der Schuldentilgungs⸗Kommiſſion 
kontraſignirte Anweiſung des Oberbürgermeiſters zu beſtimmungsmäßiger 
Verwendung an den Rendanten der Gemeindekaſſe verabfolgt werden. 
Die deponirten Kapitalbeträge ſind den Inhabern jener Obligationen 

(Nr, 7382“) 45* läng⸗ 


11 


nn 
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längſtens in acht Tagen nach Vorzeigung der Obligation bei der Ge⸗ 
meindekaſſe durch dieſe auszuzahlen. a \ 


12) Die Nummern der ausgelooſten, nicht zur Einlöſung vorgezeigten Oble 

ationen ſind in der nach der Beſtimmung unter 8. jährlich zu erlaſſenden 
0 wieder in Erinnerung zu bringen. Werden die Obli⸗“ 
gationen, dieſer wiederholten Bekanntmachung ungeachtet, nicht binnen 
dreißig Jahren nach dem Zahlungstermine zur Einlöſung vorgezeigt, 
auch nicht, der Beſtimmung unter 15. gemäß, als verloren oder ver⸗ 
nichtet zum Behufe der Ertheilung neuer Obligationen binnen dieſer 
Friſt angemeldet, ſo ſollen nach deren Ablauf die Obligationen als getilgt 
angeſehen werden und die dafür deponirten Kapitalbeträge der ſtädtiſchen 
Verwaltung zur Verwendung für milde Stiftungen anheimfallen. 


13) Für die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadt Elberfeld 
mit ihrem geſammten Vermögen und ihren ſämmtlichen Einkünften, und 
kann die Stadt, wenn die Zinſen oder die ausgelooſten Obligationen 
nicht zur rechten Zeit bezahlt werden, auf Zahlung derſelben von den 
Gläubigern gerichtlich verfolgt werden. 


14) Die unter 5. 8. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen erfolgen 
durch den öffentlichen Anzeiger des Preußiſchen Staatsanzeigers, durch 
die Elberfelder öffentlichen Blätter und durch die Amtsblätter oder öffent: I 
lichen Anzeiger der Regierungen zu Düſſeldorf, Arnsberg und Cöln. ö 


15) In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 
kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons 
Bezug habenden Vorſchriften der Verordnungen vom 16. Juni 1819. 
wegen des Aufgebots und der Amortiſation verlorener oder vernichteter 
Staatspapiere $$. 1. bis 13. mit nachſtehenden näheren Beſtimmungen 
Anwendung: | 

a) die im $. 1. vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtädtiſchen Schulden⸗ 
tilgungs⸗Kommiſſion gemacht werden. Dieſer werden alle diejenigen 
Geſchäfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der angeführten 
Verordnung dem Schatzminiſterium zukommen; gegen die Ver⸗ 
fügungen der Kommiſſion findet jedoch der Rekurs an Unſere Re⸗ 
gierung zu Düſſeldorf ſtatt , f 5 

p) das im F. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei Unſerem Landgerichte 
zu Elberfeld; 3 

e) die in den $$. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen I. 
follen durch die unter 14. angeführten Blätter gefchehen; * 

d) an die Stelle der im F. 7. erwähnten ſechs Zinszahlungstermine 
ſollen acht, an die Stelle des im §. 8. erwähnten achten Zins⸗ 
zahlungstermins ſoll der zehnte treten. 5 8 


Zu Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Gläubiger haben Wir das 
gegenwärtige landesherrliche Privilegium Allerhöchſteigenhändig vollzogen und 
| un 
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unter Unſerem Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den 


Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewährleiſtung 
Don Seiten des Staates zu bewilligen oder Rechten Dritter zu präjudiziren. 


m Gegeben Berlin, den 11. Januar 1869. 
| Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


| 


Elberfelder Stadt⸗Obligation 
VI. Emiſſion 


(. Trockener Stadt⸗Stempel.) We ii (Stadt⸗Siegel.) 
g über Zweihundert Thaler Kurant. 


B Die Endes unterzeichneten, durch das Allerhöchſte Privilegium vom .. 
ee hierzu ausdrücklich ermächtigt, beurkunden und bekennen hiermit, 
daß der Inhaber dieſer Obligation ſechster Emiſſtion die Summe von zweihundert 
8 1 Kurant, deren Empfang ſie beſcheinigen, an die Stadt Elberfeld zu for⸗ 
di hat. 5 i 
15 N auf 1 Prozent jährlich dead eee Ser mm . 

En. Ind jede 
Rückgabe der ausgefertigten halbjährigen Zinskupons gezahlt. 


gium enthalten. 


Elberfeld, den nennen 1816 

Der Oberbuͤrgermeiſter. Die ſtaͤdtiſche Schuldentilgungs⸗Kommiſſion. 
* N. N. N. N. N. N. N. N. 
5 Eingetragen Kontrolbuch Folio. .... g 

| Der Stadtſekretair. Hierzu find die Kupons uenernenerneene 

Seen . .. ausgereicht. s 
En Der Gemeinde» Empfänger, 
N. N. 


ION) Dies 


Privilegium vom 
gültig und werthlos, wenn deffen Geldbetrag 
nicht bis zum ·oͤↄVOVOVᷣOO erhoben iſt. 


(Erſter Kupon 


i de U it * 
Elberfelder Stadt Obligation 
VI. Emiffion e | 


über 


ROriBNnReH Thaler Kurant. 


Juhaber dieſes empfängt am 5 18. an halbjährigen 
Zinſen der oben benannten Elberfelder en Öbligation aus der Elberfeld er 
. fünf Thaler Kurant. 


Der Oberbuͤrgermeiſter. Die ſtaͤdtiſche ee 1 
Ss lien N. N. VV⁵•V NN 


(IB. Die Namen des Oberbürgermeiſters und def 
Konmmiſſion werden gedruckt. 


Eingetragen Folio ..... der Kontrole. 


Der Stadtſekretair. Der Gemeinde⸗Empfänger. 
N. N. IND 


— 347 — 


(Nr. 7333.) Allerhöchſter Erlaß vom 25. Januar 1869., betreffend die Organiſation der 
Verwaltungsbehörden in den Fürſtenthümern Waldeck und Pyrmont. 


Ai den Bericht des Staatsminiſteriums vom 19. Januar d. J. beſtimme Ich 
hinſichtlich der Organiſation der Verwaltungsbehörden der Fürſtenthümer Waldeck 
und Pyrmont auf Grund des Vertrages vom 18. Juli 1867. (Geſetz⸗Samml. 
für die Preußiſchen Staaten von 1868. S. I., Fürſtlich Waldeckſches Regierungsbl. 
von 1867. S. 133.), was folgt: 

1) Die unter dem Namen „Fürſtlich Waldeckſche Regierung“ beſtehende 
Behörde wird a eee Die Funktionen der Geſammtregierung, ſowie 
der bei derſelben beſtehenden Abtheilungen des Innern, für Schulweſen, 
Finanzen und Militairangelegenheiten gehen auf den Landesdirektor über, 
inſoweit dieſe Funktionen nicht nach Maaßgabe des Vertrages vom 18. Juli 
1867. von Preußiſchen Behörden wahrzunehmen ſind reſp. an ſolche 
übertragen werden. f 

2) Zu Meiner unmittelbaren Entſcheidung ſind nur diejenigen Angelegen⸗ 
heiten zu bringen, welche nach den in Preußen geltenden Beſtimmungen 
Meiner Entſcheidung vorbehalten ſind. 

3) An Stelle der Kreisräthe werden künftig Amtmänner angeſtellt. 


Berlin, den 25. Januar 1869. i 
Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
f Leonhardt. 


An das Staatsminiſterium. 


(N. 7333-7334) (Nr. 7334) 


(Nr. 7334.) Allerhöchſter Erlaß vom 22. Februar 1869., betreffend die in Gemäßheit den 
Geſetze vom 28. September 1866, vom 6. März 1868. und vom 5. Fe⸗ 
bruar 1869. ferner aufzunehmende Staatsanleihe von fünf Millionen 
Thaler. 


Ai Ihren Bericht vom 13. d. M. genehmige Ich, daß in Gemäßheit der 
Geſetze dom 28. September 1866. (Geſetz Samml. ©. 607.), vom 6. März 1868. 
(Geſetz-Samml. S. 221.) und vom 5. Februar 1869. (Geſetz⸗Samml. S. 305.), 
betreffend den außerordentlichen Geldbedarf der Militair⸗ und Marineverwaltung 
und die Fortdauer des bewilligten Kredits bis in Höhe von fünf Millionen 
Thaler, eine weitere Staatsanleihe von fünf Millionen Thaler e i 
werde. Dieſelbe iſt in Schuldverſchreibungen über Einhundert Thaler, zwei⸗ 
hundert Thaler, fünfhundert Thaler und Eintauſend Thaler auszugeben, mit 
pier und einem halben Prozent jährlich, am 1. April und 1. Oktober jeden Jahres, 
zu verzinſen und nach Maaßgabe des Geſetzes vom 17. Februar 1868. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 71.) und Meines Erlaſſes vom 27. April 1868. (Geſetz⸗Samml. 
S. 1005.) mit der danach für verſchiedene Eiſenbahnzwecke bewilligten Anleihe 
von vierzig Millionen Thaler Behufs der Verzinſung und Tilgung zu einer 
und derſelben Anleihe zu vereinigen. Zur Tilgung dieſer Anleihe ſind vom 
Jahre 1869. ab jährlich funfzig Tauſend Thaler, ſowie die durch die fortſchrei⸗ 
tende Amortiſation erſparten und die durch Präkluſion erloſchenen Zinſen zu 
verwenden. Dem Staate bleibt das Recht vorbehalten, ſowohl den hiernach 
zu berechnenden Tilgungsfonds zu verſtärken, als auch die ſämmtlichen Schuld- 
verſchreibungen zur Rückzahlung nach ſechs monatlicher Friſt auf einmal zu kün⸗ 
digen. Ich ermächtige Sie, hiernach die weiteren Anordnungen zu treffen. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Gefeh- Sammlung zur öffentlichen Kenntniß 
zu bringen. 17 


Berlin, den 22. Februar 1869. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. 


An den Finanzminiſter. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


SRE 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


